
ROELSTRAETE 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Vierte Kammer) 

5.Juni 1985 * 

In der Rechtssache 116/84 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag von der Cour 
d'appel Brüssel in dem vor diesem Gericht anhängigen Strafverfahren gegen 

Henri Roelstraete 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verordnung 
Nr. 121/67 des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Schweinefleisch (ABl. Nr. 117, S. 2283) und der Verordnung Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch 
(ABl. L 148, S. 24) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, des Kammerpräsidenten 
G. Bosco, der Richter P. Pescatore, T. Koopmans und K. Bahlmann, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 

Kanzler: P. Heim 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Herr Roelstraete, Angeklagter des Ausgangsverfahrens, im schriftlichen Ver­
fahren vertreten durch Rechtsanwalt J. M. van Hille, Gent, in der mündlichen 
Verhandlung vertreten durch Rechtsanwalt Cornut; 

— die belgische Regierung, vertreten durch den Wirtschaftsminister, dieser vertre­
ten durch Rechtsanwalt R. Andersen, Brüssel; 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Frau 
D. Sorasio, Mitglied ihres Juristischen Dienstes, als Bevollmächtigte; 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 12. Fe­
bruar 1985 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Cour d'appel Brüssel hat mit Urteil vom 21. März 1984, beim Gerichtshof 
eingegangen am 30. April 1984, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach 
der Auslegung der Verordnung Nr. 121/67 des Rates vom 13. Juni 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Schweinefleisch (ABl. Nr. 117, S. 2283) und 
der Verordnung Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch (ABl. L 148, S. 24) zur Vorabentscheidung 
vorgelegt. 

2 Diese Frage ist im Rahmen eines Strafverfahrens gegen den Fleischwareneinzel­
händler Roelstraete gestellt worden, dem vorgeworfen wird, Rind- und Schweine­
fleisch zu Preisen verkauft zu haben, die unter Verstoß gegen den Arrêté ministé­
riel (Ministerialverordnung) vom 27. März 1975 (Moniteur belge vom 29. März 
1975) festgesetzt worden waren. Nach den Artikeln 1 und 2 dieses Arrêté ministé­
riel dürfen die von den Fleischwareneinzelhändlern angewandten Verbraucher­
preise einschließlich der Mehrwertsteuer für Rind- und Schweinefleisch die Be­
träge nicht überschreiten, die sich aus dem gewogenen durchschnittlichen Ein­
kaufspreis zuzüglich einer Handelsspanne von höchstens 22 BFR pro Kilo und 
dem Betrag der Mehrwertsteuer ergeben. Diese Handelsspanne ist durch den Ar­
rêté ministériel vom 5. Januar 1980, der im hier maßgeblichen Zeitpunkt galt, auf 
31 BFR angehoben worden. 

3 In erster Instanz vom Tribunal Nivelles verurteilt, rief Herr Roelstraete die Cour 
d'appel Brüssel an und machte unter anderem geltend, die oben genannten belgi­
schen Rechtsvorschriften seien unvereinbar mit den Verordnungen Nrn. 121/67 
und 805/68 und könnten daher auf ihn nicht angewendet werden. 

4 In diesem Zusammenhang hat die Cour d'appel Brüssel es für zweckmäßig gehal­
ten, dem Gerichtshof die folgende Frage vorzulegen: 
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„Ist im Rind- und Schweinefleischeinzelhandel eine pauschale Bewertung der Ver­
triebs- und Einfuhrkosten durch den nationalen Gesetzgeber mit den Gemein­
schaftsverordnungen Nr. 121/67 vom 13. Juni 1967 und Nr. 805/68 vom 
27. Juni 1968 vereinbar, wenn diese Kosten die maximale Handelsspanne, d. h. 
den Nettogewinn des Einzelhändlers, umfassen?" 

5 Bei der Beantwortung dieser Frage ist darauf hinzuweisen, daß die Frage der Ver­
einbarkeit eines Preiskontrollsystems wie des durch den Arrêté ministériel vom 
27. März 1975 vorgesehenen mit dem Gemeinschaftsrecht vom Gerichtshof bereits 
zweimal geprüft worden ist (Urteile vom 29. Juni 1978, Rechtssache 154/77, 
Dechmann, Slg. 1978, 1573, und vom 17. Januar 1980, Rechtssachen 95 und 
96/79, Kefer und Delmelle, Slg. 1980, 103). 

6 Im letztgenannten Urteil hat der Gerichtshof für Recht erkannt, daß die Verord­
nung Nr. 121/67 und die Verordnung Nr. 805/68 die einseitige Festsetzung einer 
maximalen Handelsspanne für den Einzelhandelsverkauf von Rind- oder Schwei­
nefleisch durch einen Mitgliedstaat nicht verbieten, die im wesentlichen nach den 
Einkaufspreisen der früheren Vermarktungsstufen berechnet ist und sich nach 
Maßgabe dieser Preise ändert, sofern die zur Berechnung der Spanne dienenden 
Einkaufspreise um die dem Einzelhändler auf der Beschaffungs- und Verbraucher­
stufe tatsächlich entstandenen Vertriebs- und Einfuhrkosten erhöht werden und 
die Spanne in einer Höhe festgesetzt ist, die den innergemeinschaftlichen Handel 
nicht behindert. 

7 Die Zweifel, die das innerstaatliche Gericht in seinem Vorlageurteil in dieser 
Rechtssache zum Ausdruck gebracht hat, rühren daher, daß es die belgischen 
Rechtsvorschriften dahin auslegt, daß diese nicht vorsehen, wie der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 17. Januar 1980 angegeben hat, daß die als Grundlage für die 
Berechnung der Einzelhandelspreise dienenden Einkaufspreise zum einen um die 
dem Einzelhändler auf der Beschaffungs- und Verbraucherstufe tatsächlich ent­
standenen Vertriebs- und Einfuhrkosten und zum andern um eine Spanne erhöht 
werden, die den Nettogewinn des Einzelhändlers wiedergibt, sondern daß durch 
diese Rechtsvorschriften eine pauschale Höchstspanne festgesetzt wird, die zu den 
Einkaufspreisen hinzuzurechnen ist und sowohl die Einfuhr- und Vertriebskosten 
als auch den Gewinn des Einzelhändlers umfaßt. 

8 Die belgische Regierung macht in ihren Erklärungen geltend, das vorlegende Ge­
richt habe dem Gerichtshof eine ungenaue Beschreibung der belgischen Rechtsvor-
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schriften geliefert. Entgegen der Darstellung im Vorlageurteil umfasse die maxi­
male Handelsspanne nicht die Einfuhrkosten, die dem Einzelhändler gegebenen­
falls entstanden seien. Kosten dieser Art seien vielmehr zu den im Großhandel 
angewendeten Einkaufspreisen hinzuzurechnen und hätten daher keine Auswir­
kungen auf den Gewinn des Einzelhändlers. 

9 Diese Auslegung werde durch den Inhalt der Dienstanweisung Nr. 223 vom 
21. Dezember 1979 der Inspection générale économique bestätigt, in der für die 
Bediensteten, die mit der Anwendung der belgischen Preisvorschriften betraut 
seien, klargestellt werde, daß die Einfuhrkosten in bestimmten Fällen zu den im 
Großhandel angewendeten Einkaufspreisen hinzuzurechnen seien. 

10 Hierzu ist festzustellen, daß das vorlegende Gericht sich bei seiner Vorlagefrage 
auf eine Auslegung der belgischen Rechtsvorschriften gestützt hat, die sich von der 
von der belgischen Regierung vertretenen unterscheidet, und daß der Gerichtshof 
sich im Rahmen der vorliegenden Rechtssache an die von dem vorlegenden Ge­
richt vorgenommene Auslegung zu halten hat. Aus dem Wortlaut der genannten 
Dienstanweisung selbst ergibt sich im übrigen, daß nur in bestimmten Fällen die 
dem Einzelhändler entstandenen Einfuhrkosten zu den Einkaufspreisen hinzuge­
rechnet werden können; diese Kosten werden folglich von der maximalen Han­
delsspanne nicht erfaßt. 

1 1 Es ist daher entsprechend dem Ersuchen des vorlegenden Gerichts zu prüfen, ob es 
mit dem Gemeinschaftsrecht und insbesondere mit den Verordnungen 
Nrn. 121/67 und 805/68 vereinbar ist, wenn durch die Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates für den Einzelhandelsverkauf von Rind- und Schweinefleisch eine 
maximale Handelsspanne festgelegt wird, die zu den im Großhandel angewende­
ten Einkaufspreisen hinzukommt und dazu bestimmt ist, die dem Einzelhändler 
entstandenen Einfuhr-, Beschaffungs- und Vertriebskosten sowie seinen Reinge­
winn zu decken. 

12 Nach Ansicht des Herrn Roelstraete, des Angeklagten des Ausgangsverfahrens, 
verstößt die Festsetzung einer derartigen maximalen Handelsspanne gegen die 
durch die oben genannten Verordnungen aufgestellten Erfordernisse, da die Ge­
fahr bestehe, daß sich die Nettogewinnspanne eines Einzelhändlers aufgrund der 
Vertriebs- und Einfuhrkosten, die tatsächlich entstanden seien, auf Null reduziere 
oder sogar negativ werde. Dieses Ergebnis stehe nicht im Einklang mit der Recht­
sprechung des Gerichtshofes, wonach der Einzelhändler einen Anspruch auf eine 
angemessene Vergütung für seine Tätigkeit habe. 
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13 Die belgische Regierung trägt vor, die Vereinbarkeit eines Systems wie des in Bel­
gien geltenden mit dem Gemeinschaftsrecht hänge davon ab, in welcher Höhe die 
maximale Handelsspanne festgelegt werde. Die Höhe, die der belgische Gesetz­
geber gewählt habe, garantiere den Einzelhändlern einen angemessenen Gewinn, 
was dadurch bestätigt werde, daß die Spanne nach Konsultation einer Stelle fest­
gesetzt werde, in der alle fraglichen Interessen vertreten seien, der Commission 
pour la régulation de prix. Die Zahl der Verstöße gegen die streitigen Rechtsvor­
schriften sei unbedeutend. Die Handelsspanne werde sehr oft überprüft, und kein 
anderer Mitgliedstaat habe sich bei der Kommission wegen der streitigen Rechts­
vorschriften über die belgische Regierung beschwert. 

1 4 Nach Auffassung der Kommission darf eine maximale Handelsspanne wie die in 
den belgischen Rechtsvorschriften vorgesehene auf keinen Fall die dem Einzel­
händler tatsächlich entstandenen Einfuhrkosten umfassen. Die Einbeziehung dieser 
Kosten in einen Pauschalbetrag stelle insoweit eine Maßnahme mit gleicher Wir­
kung wie eine mengenmäßige Beschränkung dar, als diese Einbeziehung den Rein­
gewinn des Einzelhändlers verringern würde, der sich dafür entschieden habe, 
seine Waren aus anderen Mitgliedstaaten einzuführen, und würde damit von Ein­
fuhren abschrecken. 

15 Die Einbeziehung anderer dem Einzelhändler entstandener Beschaffungskosten 
bringe die Gefahr einer Auswirkung auf den durch die gemeinsamen Markorgani­
sationen geregelten Preisbildungsmechanismus mit sich, selbst wenn diese Gefahr 
nur potentiell bestehe und wenn nur die innerstaatlichen Gerichte in der Lage 
seien, in konkreten Fällen zu beurteilen, ob diese Gefahr wirklich gegeben sei. 

16 Die Kommission hat nichts dagegen einzuwenden, daß die Kosten auf der Ver­
braucherstufe in die maximale Handelsspanne einbezogen werden, sofern jedoch 
diese Maßnahme die Einzelhändler nicht um einen angemessenen Gewinn bringe. 

17 Zur Beantwortung der Frage des vorlegenden Gerichts ist darauf hinzuweisen, daß 
der Gerichtshof in seinem oben genannten Urteil vom 17. Januar 1980 entschieden 
hat, daß die Festsetzung einer maximalen Handelsspanne, die der Einzelhändler 
beim Verkauf an den Verbraucher berechnen darf, grundsätzlich nicht geeignet ist, 
die Ziele und das Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisationen für Rind-
und Schweinefleisch zu gefährden, sofern die Handelsspanne im wesentlichen nach 
den auf der Produktions- und Großhandelsstufe angewandten Einkaufspreisen in 
einer Weise berechnet wird, die das Funktionieren des Preissystems, auf dem die 
betreffende gemeinsame Marktorganisation beruht, nicht beeinträchtigt. 
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18 In demselben Urteil hat der Gerichtshof festgestellt: „Dies ist aber dann nicht ge­
geben, wenn die in Frage stehenden Einkaufspreise die Vertriebs- und Einfuhrko­
sten, die dem Einzelhändler sowohl auf der Beschaffungs- als auch auf der Ver­
braucherstufe tatsächlich entstanden sind, nicht berücksichtigen oder wenn die 
Handelsspanne selbst in einer Höhe festgesetzt ist, die in Anbetracht der Berech­
nungsmodalitäten der Einkaufspreise nicht geeignet ist, dem Einzelhändler eine 
angemessene Vergütung für seine Tätigkeit zu sichern." 

19 Um zu beurteilen, ob ein System, in dem wie in dem vom vorlegenden Gericht 
beschriebenen eine maximale Handelsspanne festgesetzt wird, die gleichzeitig die 
Einfuhr-, Beschaffungs- und Einzelhandelskosten erfaßt, im Einklang mit dieser 
Rechtsprechung steht, ist zunächst zu prüfen, wie sich die Einbeziehung der Ein­
fuhrkosten in eine derartige maximale Handelsspanne auswirkt. 

20 In diesem Zusammenhang ist auf das Urteil vom 29. November 1978 in der 
Rechtssache 83/78 (Pigs Marketing Board, Slg. 1978, 2347) hinzuweisen, in dem 
der Gerichtshof festgestellt hat, daß die Bestimmungen des Vertrages über die Be­
seitigung von Zoll- und Handelsschranken im innergemeinschaftlichen Handels­
verkehr, insbesondere die Artikel 30 und 34 über das Verbot der mengenmäßigen 
Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher Wirkung, als Bestandteil der ge­
meinsamen Marktorganisation für Schweinefleisch anzusehen sind, wie sich aus 
Artikel 19 der Verordnung Nr. 121/67 ergibt. Dieser Grundsatz gilt auch für die 
gemeinsame Marktorganisation für Rindfleisch, die durch die Verordnung 
Nr. 805/68 geregelt ist, nach deren Artikel 22 im Binnenhandel der Gemeinschaft 
mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung untersagt 
sind. 

21 Ein Preiskontrollsystem wie das von dem vorlegenden Gericht beschriebene kann 
eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhrbeschrän­
kung darstellen, wenn die für den Einzelverkauf von Rind- und Schweinefleisch 
vorgeschriebene maximale Handelsspanne in der Weise festgesetzt ist, daß sie die 
Einfuhrkosten einschließt, die dem Einzelhändler gegebenenfalls entstanden sind. 
Diese Handelsspanne ist nämlich auf einen einheitlichen Betrag festgesetzt, der 
sowohl dann gilt, wenn der Einzelhändler sich auf dem einheimischen Markt ein­
deckt, als auch dann, wenn er sich dafür entscheidet, seine Waren einzuführen, 
wobei er sie unmittelbar auf den Märkten anderer Mitgliedstaaten einkauft. Unter 
diesen Umständen ergibt sich, daß der Reingewinn des Einzelhändlers, der seine 
Waren aus anderen Mitgliedstaaten eingeführt hat, um einen Betrag gemindert 
wird, der den Einfuhrkosten entspricht, und daher niedriger ist als der Gewinn, 
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den ein Einzelhändler erzielen könnte, wenn er seine Waren auf dem einheimi­
schen Markt einkauft. 

22 Ein derartiges System hält offenkundig von der Einfuhr aus anderen Mitgliedstaa­
ten ab und regt die Einzelhändler dazu an, sich auf dem einheimischen Markt 
einzudecken. Es verstößt daher gegen Artikel 30 EWG-Vertrag sowie gegen die 
Artikel 19 der Verordnung Nr. 121/67 und 22 der Verordnung Nr. 805/68. 

23 Bei den anderen durch die maximale Handelsspanne erfaßten Kosten ist zwischen 
den Kosten zu unterscheiden, die dem Einzelhändler auf der Beschaffungsstufe 
entstehen, und denjenigen, die sich auf die Verbraucherstufe beziehen. 

24 Die Einbeziehung der zur ersten Gruppe gehörenden Kosten in die maximale 
Handelsspanne kann sich, wie die Kommission zu Recht vorgetragen hat, — zu­
mindest potentiell — auf die durch die Verordnungen Nrn. 121/67 und 805/68 
geregelten Preisbildungsmechanismen auswirken. Denn die auf der Beschaffungs­
stufe entstehenden Kosten können zum Beispiel je nach der Entfernung zwischen 
den Beschaffungsstellen und dem Ort der Geschäftstätigkeit des jeweiligen Einzel­
händlers unterschiedlich sein. In bestimmten Fällen kann daher die Einbeziehung 
dieser Kosten in die maximale Handelsspanne bei einigen Einzelhändlern zu einem 
Stopp der Einzelhandelspreise führen und damit das Vertriebsnetz für Rind- und 
Schweinefleisch in den von den Beschaffungsstellen am weitesten entfernten Ge­
genden beeinträchtigen, was sich sowohl auf den durch die betreffenden Marktor­
ganisationen vorgesehenen Preisbildungsmechanismus als auch auf den innerge­
meinschaftlichen Handel auswirken würde. 

25 Da diese Auswirkung, wie dargelegt worden ist, nur potentiell besteht, haben die 
nationalen Gerichte zu beurteilen, ob sie in dem bei ihnen anhängigen Einzelfall 
gegeben ist. 

26 Dagegen bringt der Umstand, daß die Vertriebskosten der Einzelhändler auf der 
Verbraucherstufe von der maximalen Handelsspanne erfaßt sind und daher Gegen­
stand einer pauschalen und nicht auf die jedem Einzelhändler tatsächlich entstan­
denen Kosten gestützten Bewertung sind, für sich allein nicht die Gefahr einer 
Auswirkung auf den durch die gemeinsamen Marktorganisationen für Rind- und 
Schweinefleisch vorgesehenen Preisbildungsmechanismus oder auf den innerge­
meinschaftlichen Handel mit sich, sofern diese pauschale Bewertung nicht willkür-
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lieh ist und es den Einzelhändlern auf jeden Fall ermöglicht, eine angemessene 
Vergütung für ihre Tätigkeit zu erlangen. 

27 Die.nationalen Gerichte haben auch zu beurteilen, inwieweit das in den nationalen 
Rechtsvorschriften, die sie anzuwenden haben, vorgesehene System die oben ange­
gebenen Bedingungen erfüllt. 

28 Das vorlegende Gericht führt in seinem Vorlageurteil aus, die Kosten auf der Ver­
braucherstufe seien von einem Geschäftsjahr zum anderen unterschiedlich und die 
maximale Handelsspanne könne daher für bestimmte Einzelhändler ausreichend 
sein, um ihre Vertriebskosten zu decken und ihnen eine angemessene Vergütung 
zu garantieren, während diese Spanne für andere Einzelhändler, denen höhere 
Kosten entstünden, nicht ausreichen könne. 

29 In diesem Zusammenhang ist jedoch festzustellen, daß das Gemeinschaftsrecht, 
wie die Kommission zu Recht vorgetragen hat, es nicht verbietet, daß einige 
Fleischeinzelhändler wegen der Festsetzung einer maximalen Handelsspanne, die 
nicht ausreicht, um ihre Einzelverkaufskosten zu decken, wenn sich diese Kosten 
als besonders hoch erweisen, vom Markt verdrängt werden. Es ist nämlich nicht 
dargetan worden, daß das eventuelle Verschwinden einiger Einzelhändler das 
Funktionieren der Preisregelung oder den innergemeinschaftlichen Handel beein­
trächtigen würde. Wenn dagegen die Zahl der durch die Anwendung der maxima­
len Handelsspanne in Schwierigkeiten gebrachten Einzelhändler groß wäre, 
könnte dies ein Anzeichen dafür sein, daß die Höhe, in der die Spanne festgesetzt 
ist, nicht ausreicht, um den Einzelhändlern eine angemessene Vergütung für ihre 
Tätigkeit zu garantieren, und daher mit den Erfordernissen des Gemeinschafts­
rechts unvereinbar ist. 

30 Aus diesen Gründen ist die Frage des vorlegenden Gerichts wie folgt zu beantwor­
ten: 

1) Eine Regelung eines Mitgliedstaats, die die Kontrolle der Einzelhandelspreise 
von Rind- und Schweinefleisch vorsieht und mit der den Einzelhändlern vorge­
schrieben wird, ihre Erzeugnisse nicht zu einem höheren Preis zu verkaufen als 
zu dem auf der Großhandelsstufe angewandten Einkaufspreis zuzüglich einer 
maximalen Handelsspanne, die unter anderem die den Einzelhändlern gegebe­
nenfalls entstandenen Einfuhrkosten deckt, stellt eine Maßnahme mit gleicher 
Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung dar, die gegen Artikel 30 
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EWG-Vertrag sowie gegen die Artikel 19 der Verordnung Nr. 121/67 und 22 
der Verordnung Nr. 805/68 verstößt. 

2) Eine derartige Regelung ist auch dann unvereinbar mit den Verordnungen 
Nrn. 121/67 und 805/68, wenn in die maximale Handelsspanne die den Ein­
zelhändlern entstandenen Beschaffungskosten einbezogen sind und diese Ein­
beziehung das Vertriebsnetz für Rind- und Schweinefleisch in bestimmten Ge­
genden beeinträchtigt. 

3) Das Gemeinschaftsrecht verbietet nicht, daß die Einzelhandelsspanne außer 
dem Gewinn des Einzelhändlers nur die den Einzelhändlern auf der Ver­
braucherstufe entstandenen Vertriebskosten einschließt, sofern diese Spanne 
nicht in willkürlicher Höhe festgesetzt ist und es den Einzelhändlern ermög­
licht, eine angemessene Vergütung für ihre Tätigkeit zu erlangen. 

Kosten 

31 Die Auslagen der belgischen Regierung und der Kommission, die vor dem Ge­
richtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Betei­
ligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof Bestandteil 
des vor dem innerstaatlichen Gericht anhängigen Verfahrens; die Kostenentschei­
dung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

auf die ihm von der Cour d'appel Brüssel mit Urteil vom 21. März 1984 vorge­
legte Frage für Recht erkannt: 

1) Eine Regelung eines Mitgliedstaats, die die Kontrolle der Einzelhandelspreise 
von Rind- und Schweinefleisch vorsieht und mit der den Einzelhändlern vorge­
schrieben wird, ihre Erzeugnisse nicht zu einem höheren Preis zu verkaufen als 
zu dem auf der Großhandelsstufe angewandten Einkaufspreis zuzüglich einer 
maximalen Handelsspanne, die unter anderem die den Einzelhändlern gegebe­
nenfalls entstandenen Einfuhrkosten deckt, stellt eine Maßnahme mit gleicher 
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Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung dar, die gegen Artikel 30 
EWG-Vertrag sowie gegen die Artikel 19 der Verordnung Nr. 121/67 und 22 
der Verordnung Nr. 805/68 verstößt. 

2) Eine derartige Regelung ist auch dann unvereinbar mit den Verordnungen 
Nrn. 121/67 und 805/68, wenn in die maximale Handelsspanne die den Einzel­
händlern entstandenen Beschaffungskosten einbezogen sind und diese Einbezie­
hung das Vertriebsnetz für Rind- und Schweinefleisch in bestimmten Gegenden 
beeinträchtigt. 

3) Das Gemeinschaftsrecht verbietet nicht, daß die Einzelhandelsspanne außer dem 
Gewinn des Einzelhändlers nur die den Einzelhändlern auf der Verbraucherstufe 
entstandenen Vertriebskosten einschließt, sofern diese Spanne nicht in willkürli­
cher Höhe festgesetzt ist und es den Einzelhändlern ermöglicht, eine angemes- . 
sene Vergütung für ihre Tätigkeit zu erlangen. 

Mackenzie Stuart Bosco 

Pescatore Koopmans Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. Juni 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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